
digkeitsverringerung überhaupt nicht in der Lage, die 
gebotene Rücksicht auf diese gefährdeten Verkehrs­
teilnehmer zu nehmen. Die sich ordnungsgemäß auf der 
Landstraße bewegenden Fußgänger haben aber ein 
Recht darauf, vor Gefahren geschützt zu werden. Auch 
sie sind Verkehrsteilnehmer im Sinne der Straßen­
verkehrsordnung, die im Interesse eines ordnungs­
gemäßen Ablaufs des Straßenverkehrs ebenso wie jeder 
andere Verkehrsteilnehmer Anspruch auf ungefährdete 
Teilnahme am Verkehr haben. Dies hat der Angeklagte 
offensichtlich nicht beachtet.

Aus den angeführten Gründen hat der Angeklagte 
im vorliegenden Falle die außerordentliche Gefahren­
situation selbst verursacht, indem er seine Fahr­
geschwindigkeit nicht entsprechend der Verkehrslage 
erheblich herabgemindert hat und sich nicht darauf 
eingestellt hat, sein Fahrzeug erforderlichenfalls recht­
zeitig anzuhalten.

§§ 315 Abs. 1, 316 Abs. 1 StGB; § 221 StPO.
Ein bei der Reichsbahn im Ausbildungsverhältnis 

stehender Arbeiter ist für eine durch seine fehlerhafte 
Handlung entstehende Transportgefährdung nur dann 
strafrechtlich verantwortlich, wenn er auf Grund seiner 
Fähigkeiten und bisherigen Ausbildung die Fehlerhaf­
tigkeit seiner Handlung und die möglichen Folgen hätte 
erkennen können.

BG Rostock, Urt. vom 18. Januar 1955 — 3 NDs 4/55.
Durch Urteil des Kreisgerichts (Kammer für Verkehrssachen) 

wurde der Angeklagte wegen fahrlässiger Transportgefährdung 
(§§ 315 Abs. 1, 316 Abs. 1 StGB) zu einer Gefängnisstrafe von 
2 Monaten verurteilt.

Das Urteil stellt im einzelnen folgendes fest:
Der 20jährige Angeklagte, der aus der Arbeiterklasse stammt, 

arbeitete seit Oktober 1952 bei der Reichsbahn. Durch Selbst­
studium qualifizierte er sich und wurde Anfang Oktober 1954 
auf Grund seiner guten Leistungen zur Ausbildung dem Stell­
werk Z. zugeteilt. Er unterstand ausschließlich dem Stellwerks­
leiter M., der seine Tätigkeit überwachte und ihm Anord­
nungen für die Ausführung der einzelnen Arbeiten erteilte.

Am 12. November 1954 trat der Angeklagte seinen Dienst um 
8.00 Uhr an. An diesem Morgen war ein größerer Anfall von 
Rangierarbeiten zu verzeichnen. Etwa gegen 8.20 Uhr legte 
der Angeklagte unter Anleitung des M. einige Hebel um. Für 
das Umrangieren einer Abteilung über eine Weiche war eine 
Gleissperre zu legen. Der Angeklagte hatte die Weiche zu 
stellen und M. beobachtete die Weichen und die Züge. Ohne 
Anweisung von M. und ohne darauf zu achten, ob der Zug 
schon vollständig die Gleissperre passiert hatte, legte der An­
geklagte die Gleissperre, so daß die Lok entgleiste und der 
1. Personenwagen kippte. Durch den Unfall ist ein Schaden 
von rund 1880 DM entstanden.

Das Kreisgericht ist den Bekundungen des Zeugen M. in 
vollem Umfange gefolgt und hat festgestellt, daß der Ange­
klagte als Anlernling jedesmal Weisungen von M. erhielt und 
am Tattag ohne jede Anordnung und ohne genaue Beobach­
tung die Gleissperre legte und dadurch fahrlässig die Sicher­
heit der Reichsbahn beeinträchtigte. Gegen dieses Urteil hat 
der Angeklagte Berufung eingelegt und das Urteil in vollem 
Umfange angefochten. Der Berufung konnte der Erfolg nicht 
versagt werden.

Aue den G r ü n d e n :

Die Sach Verhaltsdarstellung des 1. instanzlichen Ur­
teils ist äußerst dürftig. Der Senat hat Beweis durch 
Vernehmung des Angeklagten und des Zeugen M. er­
hoben und mußte, entgegen den Ausführungen des erst­
instanzlichen Urteils, feststellen, daß der Angeklagte, der 
tatsächlich ein äußerst strebsamer und fleißiger Mensch 
ist, obgleich er erst fünf Wochen im Stellwerk in der 
Ausbildung arbeitete, von den einzelnen Ausbildungs­
leitern nicht genügend beaufsichtigt und angeleitet 
worden ist. Nicht der Stellwerksleiter M. allein war für 
seine Ausbildung verantwortlich, sondern alle drei täti­
gen Wärter. Auf Grund seiner leichten Auffassungsgabe 
und seiner guten Leistungen übertrug man dem Ange­
klagten die Arbeiten überwiegend schon selbständig. 
Infolge seiner einjährigen Tätigkeit auf dem Rangier­
bahnhof zeigte er wesentlich bessere Leistungen als an­
dere Anlernlinge. Die Ausbildung auf dem Stellwerk 
nimmt normalerweise drei Monate in Anspruch. Wäh­
rend dieser Zeit darf der Auszubildende — wie der in 
1. Instanz vernommene Sachverständige ausführte und 
was auch gerichtsbekannt ist — nur unter Beaufsichti­
gung arbeiten und nicht selbständig. Der Zeuge M., der 
bereits 32 Jahre bei der Reichsbahn arbeitet und als 
versierter Stellwerksleiter anzusehen ist, mußte selbst

zugeben, daß die Anforderungen an dem Unfallmorgen 
gesteigert waren und er trotzdem dem Angeklagten 
keine Anweisungen für die durchzuführenden Arbeiten 
gegeben hatte. M. hat sich darauf verlassen, daß der 
Angeklagte genauso ordnungsmäßig arbeiten würde 
wie sonst. Er selber habe die Rangierarbeiten beobach­
tet. Der Zeuge mußte auch zugeben, daß er dem Ange­
klagten keinen Hinweis gegeben hätte, wann dieser die 
Gleissperre tatsächlich zu legen hatte. Der Angeklagte 
wiederum ließ sich glaubhaft dahingehend ein, daß er 
gerade dadurch mit größter Sicherheit arbeitete und den 
Hebel für die Gleissperre herumlegte, weil sein Ausbil­
der am Fenster stand und die Vorgänge auf dem Bahn­
hof beobachtete. Im anderen Falle hätte er sich erst da­
von überzeugt, ob auch alle 26 Waggons und die Lok 
schon die Sperre passiert haben. Nach diesen Fest­
stellungen mußte der Zeuge M. auch hören und sehen, 
daß der Angeklagte sofort nach der Weichenstellung die 
Gleissperre legte. F.r hätte also bei einiger Aufmerksam­
keit auf die Handlungen des Angeklagten ein verfrühtes 
Umlegen des Hebels für die Gleissperre verhindern 
können.

Nach all diesen Feststellungen kann dem Angeklag­
ten ein schuldhaftes Handeln nicht zur Last gelegt wer­
den, wenn auch keinem Arbeiter — auch wenn er in 
einem Ausbildungsverhältnis steht — die Verantwor­
tung für sein Handeln abgenommen werden kann, so 
darf in diesem konkreten Falle nicht unberücksichtigt < 
bleiben, daß dem Angeklagten nicht zuzumuten war, 
daß er bei dem verstärkten, komplizierten Arbeitsanfall 
an diesem Morgen, bei einer nur fünfwöchigen Ausbil­
dungszeit, bereits alle Arbeiten selbständig und fehler­
frei durchführt, zumal er sich darauf verließ und auch 
verlassen konnte, daß der an diesem Tag verantwort­
liche Ausbildungsleiter, der Zeuge M., die Rangierarbei­
ten beobachten und ihm bei einem Fehler Hinweise 
geben würde. Trotz seiner Kenntnisse und Fähigkeiten 
war der Angeklagte nach Ansicht des Senats nicht in 
der Lage, diese Arbeiten selbständig auszuführen. Er 
hat im strafrechtlichen Sinne nicht pflichtwidrig ge­
handelt und hat den Eintritt dieses Schadens weder 
voraussehen können noch müssen, so daß ihn der Senat 
nach dem Antrag des Vertreters der Anklagebehörde 
gern. § 221 Ziff. 1 StPO freigesprochen hat, da er nicht 
schuldhaft gehandelt hat.

§ 1 StVO; § 45 VO zum Schutze der Arbeitskraft; § 2 
Arbeitsschutzbestimmung 361 vom 14. April 1953 (GBl.
S. 529).

Trunkenheit am Steuer verstößt gegen § 1 StVO. Die 
Anwendung der Strafbestimmungen der VO zum 
Schutze der Arbeitskraft in Verbindung mit § 2 Ar­
beitsschutzbestimmung 361 auf diesen Fall verkennt, 
daß sich die Handlung nicht gegen das durch diese Ver­
ordnung speziell geschützte Objekt der Arbeitskraft des 
Menschen richtet, sondern gegen die Sicherheit des Ver­
kehrs.

Abschnitt I der VO zum Schutze der Arbeitskraft 
legt den für die Einhaltung der Arbeitsschutzbestim­
mungen verantwortlichen Personenkreis fest, auf den 
sich ausschließlich die Strafbestimmungen dieser Ver­
ordnung beziehen.

BG Dresden, Urt. vom 1. Juni 1955 — 3 b NDs 192/55 V.

Das Kreisgericht (Strafkammer für Verkehrssachen) verur­
teilte am 4. Mai 1955 den Angeklagten wegen Verstoßes gegen 
die Verordnung zum Schutze der Arbeitskraft. Das Urteil des 
Kreisgerichts stützt sich im wesentlichen auf folgenden Sach­
verhalt:

Am 11. März 1955 kehrte der Angeklagte gegen 23.00 Uhr 
mit mehreren Kollegen in die HO-Gaststätte in G. ein. In der 
Gaststätte trank der Angeklagte innerhalb von zwei Stunden 
vier Glas helles Bier und einen Eierlikör. Während dieser 
Zeit aß er auch etwas, und zwar erstmalig an diesem Tage. 
Nach Verlassen der Gaststätte setzte sich der Angeklagte an 
das Steuer seines Fahrzeuges und fuhr nach Hause. Eine 
Polizeistreife, die ihn durch rotes Haltesignal zum Halten be­
wegen wollte, hat er angeblich nicht gesehen. Das Kreis­
gericht würdigte das Verhalten des Angeklagten als einen 
Verstoß gegen § 45 der Verordnung zum Schutze der Arbeits­
kraft vom 25. Oktober 1951 in Verbindung mit § 2 der Arbeits­
schutzbestimmung 361 vom 10. Januar 1953 (GBl. S. 529).

Die gegen das Urteil eingelegte Berufung ist begründet.
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